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Die erste Konzernverantwor-
tungsinitiative erhielt 2020 mit
50,7 Prozent eine knappe Mehr-
heit derStimmen, scheiterte aber
amStändemehr.Deshalb reichten
die Initianten ein neues Volks-
begehren ein (Volksinitiative für
eine nachhaltigeUnternehmens-
führung). Der Bundesrat lehnt
dieses ab und reagiert mit einem
indirekten Gegenvorschlag.

—Warummacht der Bundesrat
einen Gegenvorschlag?
Die EU hat Ende Februar Richt-
linien zu Sorgfaltspflichten von
Unternehmen verabschiedet. An
diesen wolle sich der Bundesrat
orientieren, weil davon die in-
ternational tätigen Konzerne in
der Schweiz ebenfalls betroffen
seien. Zudem wolle die Schweiz
nicht zumAnziehungspunkt von
Unternehmen werden, die Stan-

dards zuUmwelt undMenschen-
rechten unterliefen, sagte Justiz-
minister Beat Jans. Der Bundes-
ratwill aberbewusst nichtweiter
gehen als die EU, umdieWettbe-
werbsfähigkeit derSchweizerUn-
ternehmen nicht zu gefährden.

—Welche Regeln sieht
der Bundesrat vor?
Grosskonzerne sollen ihre Risi-
ken systematisch ermitteln und
Massnahmen zurEinhaltung der
Menschenrechts- und Umwelt-
standards ergreifen. Die Unter-
nehmen haften für im Ausland
entstandene Schäden, die Be-
weislast dafür liegt beim Kläger.
Gegen fehlbare Unternehmen
sind Sanktionen vorgesehen:
Diese reichen von einem Ver-
weis bis zu einer Busse von ma-
ximal 3 Prozent des weltweiten
Nettoumsatzes.

—Fürwelche Unternehmen
gelten die Sorgfaltspflichten?
Konzerne mit mindestens
5000 Vollzeitstellen und einem
wltweiten Nettoumsatz von
1,5 Milliarden Franken hätten sich
andieEinhaltungvonUmweltstan-
dards und Menschenrechten bei
Auslandstätigkeitenzuhalten.Von
derRegelungwären rund 30 Kon-
zernebetroffen.DieSchwellenwer-
te erreichen auch Unternehmen,
die wegen umstrittener Geschäfte
imAusland indenSchlagzeilenwa-
ren,wiederBergbaukonzernGlen-
core,derDüngemittelkonzernSyn-
genta, der Schokoladenfabrikant
Lindt & Sprüngli oder das Indus-
trieunternehmenABB.

Das Parlament beschloss be-
reits zurersten Initiative einen in-
direktenGegenvorschlag,derUn-
ternehmen zur Nachhaltigkeits-
berichterstattungverpflichtet.An

dieser hält der Bundesrat fest.
Neuwären abernur rund 100 statt
wie bisher200Unternehmenver-
pflichtet. Ebenfalls beibehalten
will der Bundesrat die Sorgfalts-
pflichten für Unternehmen, bei
denen das Risiko besteht, dass
sie Mineralien in Konfliktgebie-
ten abbauen oder in Ländernmit
Kinderarbeit tätig sind.

—Wo geht die neue Initiative
weiter als der Gegenvorschlag?
Die neue Initiative fordert, dass
die Konzernhaftung auch auf
Unternehmen in Hochrisiko-
bereichen wie dem Rohstoff-
sektor ausgeweitetwerden kann,
wenn sie in der Schweiz zwei der
folgenden Bedingungen erfüllen:
250Mitarbeitende, 40Millionen
Franken Umsatz und 20 Millio-
nenFrankenBilanzsumme.Nicht
unter den Gegenvorschlag fallen

dürfte etwa derGenferRohstoff-
händlerMercuria, der laut seiner
Website 1300 Mitarbeitende hat.
Der Genfer Rohstoffhändler IXM
hat laut eigenen Angaben 450
Mitarbeitende und einen Um-
satz von 25MilliardenDollar.Die
Firma ist der Handelsarm des
chinesischen Bergbauunterneh-
mens CMOC.

—Wie sind die Reaktionen?
Der Wirtschaftsverband Econo-
miesuisse und der Gewerbever-
band lehnen sowohl die Initiative
als auch den Gegenvorschlag ab.
Die Haftungsregeln würden Un-
ternehmen massiv belasten und
gingen weit über den EU-Stan-
dard hinaus. Der Gewerbever-
band befürchtet mehr Bürokra-
tie für KMU, weil sie gegenüber
Grosskonzernen zur Berichter-
stattungverpflichtetwerden.Die

FDP lehnt den Gegenvorschlag
ab,weil er ihrerMeinung nach zu
mehrRegulierung, höheren Kos-
ten und geringererWettbewerbs-
fähigkeit führt. Die SVP wirft
dem Bundesrat vor, eine schäd-
liche EU-Regulierungsorgie zu
unterstützen. Die Grünliberalen
begrüssen den Gegenvorschlag.

—Wie geht es nunweiter?
DerBundesrat schickt seinen in-
direktenGegenvorschlag bis zum
9. Juli in dieVernehmlassung.Da-
nachverfasst er die Botschaft ans
Parlament.Die Initianten dürften
nach Abschluss der parlamenta
rischen Beratungen entscheiden,
ob sie an der Initiative festhal-
ten. EineVolksabstimmungwird
2028 oder 2029 stattfinden.
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So sieht der Gegenvorschlag zur neuen Konzernverantwortungsinitiative aus
Vorschlag des Bundesrats Mehr Schutz vonMenschenrechten und Umwelt: Die Regierung lanciert ihre Reaktion auf die aktuelle Initiative
zur Konzernverantwortung. Antworten auf die wichtigsten Fragen.
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Drei Wochen ist es her, dass
der Ständerat eine energie-
politischeWende eingeleitet hat:
Die Schweiz soll das Bauver-
bot für Kernkraftwerke wieder
aufheben, das nach der Reaktor-
katastrophe von Fukushima im
Jahr 2011 verhängt worden war.
Nunwird im Bundeshaus hinter
verschlossenenTüren umdieses
Verbot gerungen – und zwarmit
bemerkenswerter Härte.

Hintergrund ist die «Black-
out»-Volksinitiative, die das Par-
lament zurzeit diskutiert. Diese
will das Verbot aufheben. Ener-
gieminister Albert Rösti hat ei-
nen Gegenvorschlag lanciert, der
dasselbe Ziel verfolgt. Nun ver
suchen dieAtombefürworter und
-gegner, dasMomentum auf ihre
Seite zu ziehen. Interessant ins-
besondere: Auch die Finanzpoli-
tikerinnen und -politiker haben
sich eingemischt.

Knappe Entscheidung
Nach dem Ständerat geht das
Geschäft in den Nationalrat.
Recherchen zeigen: Dessen
Finanzkommission verfasste
einen vertraulichen Mitbericht
an die Energiepolitiker in der
Kommission fürUmwelt, Raum-
planung und Energie (Urek-N).
Das Papier, das dieser Redak-
tion vorliegt, setzt sich kritisch
mit der Kernkraft auseinander.

Zentrale Botschaft: Die
SchweizmussKosten undRisiken
der Kernenergie von Beginn weg
im Kopf haben, wenn sie einen
Grundsatzentscheid fällt. Ent-
sprechend empfehlen die Finanz-
politiker den Energiepolitikern
der Urek-N, diese Überlegungen
auch in ihren Vorentscheid zum
Ausstiegsverbot einzubeziehen.
Und die Risiken zu benennen.

Nur: Die Energiepolitiker
wollen davon nichts wissen. Die
Energiekommission des Na
tionalrats hat den Mitbericht
Anfang Woche abgelehnt, wie
mehrere voneinander unabhän-
gige Quellen bestätigen.DerEnt-
scheid fiel äusserst knapp aus:
mit 13 zu 12 Stimmen.Auch Kom-

missionspräsident Nicolò Paga-
nini (Mitte) stimmte dagegen.

Der Vorgang schlägt in Bun-
desbernWellen.Dass ausgerech-
net die Finanzkommission auf
die Bremse tretenwollte, ist bri-

sant.Noch brisanter ist, dass nun
die Urek-N diesen Warnruf bei-
seitegeschoben hat – und aus-
gerechnet einMitte-Politiker das
Zünglein an der Waage spielte.
Jener Partei also, die 2017 mit

der damaligen Bundesrätin Do-
ris Leuthard den Atomausstieg
entscheidendmitgetragen hatte.
Die Finanzkommission hat eine
Reihe von Experten angehört:
Vertreter des Bundes und externe

Fachleute, etwa denOxford-For-
scherAlexander Budzier. Die Be-
funde derKommission: Die Bau-
zeit eines neuen Reaktorswürde
im besten Fall bei rund acht Jah-
ren liegen. Die Baukosten wer-

den aufmindestens 13Milliarden
Franken pro Reaktor geschätzt.
Bei praktisch allen jüngeren Pro-
jekten im Ausland kam es zu
massiven Verzögerungen und
Kostenüberschreitungen.

SP-Nationalrätin Ursula Zy-
bach hat denMitbericht initiiert.
«Wennwir über neueAKWspre-
chen, müssen wir auch über die
finanziellen Folgen für die Steu-
erzahler sprechen», sagt sie. Die
lange Bauzeit und die hohen
Kosten seien erhebliche Risiken
für die öffentliche Hand. Gerade
weil neue AKW ohne staatliche
Risikoübernahme kaum finan-
zierbar erscheinen würden, sei
die Finanzfrage zentral.

Rösti drückt aufs Tempo
In der Urek-N setzte sich trotz-
dem die Auffassung durch,man
müsse zuerst den Grundsatz-
entscheid fällen – also AKW ja
oder nein – und erst danach
über die Finanzierung sprechen.
Damit hat die Kommissions-
mehrheit die Einwände der Fi-
nanzpolitiker vorerst aus dem
Weg geräumt. Offiziell will man
erst nach der nächsten Beratung
kommunizieren. Den umstritte-
nen Entscheid hat man mit kei-
nem Wort erwähnt. Auf Anfra-
ge will sich Präsident Paganini
nicht zum Thema äussern und
verweist auf das Kommissions-
geheimnis.

Gleichzeitig drückt Bundes-
rat Rösti aufs Tempo. Hinter
verschlossenenTüren argumen
tiere er sehr emotional, berichten
mehrere Teilnehmer. Für Auf-
sehen sorgte, dass er selbst in
der zuständigen Subkommission
persönlich vor Ort war – ein sel-
tener Vorgang.

Die AKW-Frage hat für Rösti
offenbar Priorität. Bisher ging
seine Strategie auf. In seinem
Departement rechnet man da-
mit, dass die parlamentarische
Beratung zur Blackout-Initia-
tive bereits im Sommer abge-
schlossen werden könnte. Dann
wäre schon im November eine
Volksabstimmung möglich. Der
AKW-Streit tritt damit in seine
entscheidende Phase.

Parlamentarier ringen umVerbot der Kernkraft
Debatte um Blackout-Initiative In Bundesbern läuft der Streit um das Ende des Kernkraftverbots heiss. Finanzpolitiker machten Druck
auf Energiepolitiker, Kosten und Risiken von Atomkraftwerken stärker zu berücksichtigen. Sie blitzten damit ab.

Nach der Reaktorkatastrophe von Fukushima im Jahr 2011 war ein Baustopp für Kernkraftwerke verhängt worden: AKW Gösgen. Foto: Urs Jaudas


